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Zur Reform der Tinanzuerwaltung. 


Die Mängel, welche dem Organismus der öſterreichiſchen Finanz- 
verwaltung anhaften, wurden ſchon wiederholt ſelbſt von Seite der 
Regierung anerkannt, insbeſondere wurde bei der Durchberathung des 
Staatsvoranſchlages für das Jahr 1880 von Seite des Finanzminiſters 
betont, daß bezüglich der Reform der Einrichtung der Finanzbehörden 
bereits im Miniſterium ſelbſt eingehende Vorarbeiten ſtattfinden. 

Die damals gegebenen Verſicherungen wurden von den Finanz- 
beamten ſelbſt lebhaft begrüßt, ſchien nunmehr ihre Hoffnung, den ſo 
verwickelten Organismus der Finanzverwaltung, der alles andere ift, 
als eine organiſche Verbindung der Aemter und Einrichtungen, denen 
die Obſorge über die Einhebung und Verwaltung der Staatseinkünfte 
obliegt, durch ein einheitliches Gebäude ergänzt zu ſehen, der Verwirk⸗ 
lichung näher gerückt. 

Seitdem ſind wieder ſieben Jahre in das Land gezogen, ohne 
daß irgend etwas Durchgreifendes auf dem beredten Gebiete geſchah. 

Nunmehr ſcheinen wir abermals einem Zeitpunkte entgegenzugehen, 
in welchem im Schoße des Finanzminiſteriums das Bedürfniß nach 
einer Regelung der Einrichtungen der Finanzbehörden, insbeſondere jener 
der erſten Inſtanz, mehr denn je fich fühlbar macht. 

Leider ſcheiut man ſich aber nur mit einer theilweiſen Reform, 
und zwar mit der Abänderung jener Einrichtungen befaſſen zu wollen, 
welche bei den Behörden erſter Inſtanz zur Handhabung des Gebühren⸗ 
geſetzes getroffen wurden. 

Wenngleich es nun keinem Zweifel unterliegt, daß namentlich 
dort, wo Finanz⸗Bezirksdirectionen beſtehen, die Klagen der Bevölkerung 


Stande ift, bei jeder Finanz⸗Bezirksdirection je nach dem Stande des 
Einlaufes 2—4 Beamte (und zwar im Einvernehmen mit dem k. k. Ober⸗ 
landesgerichte) beſtellt würden, denen dieſe Auſgabe und nur diefe 
obliegen würde, ſo muß doch anderſeits hervorgehoben werden, daß die 
bevorſtehende Organiſation, inſoweit fie das Gebührenweſen betrifft, nur 
ein ganz kleiner Schritt zum Beſſeren wäre. 
| Meines Erachtens wäre es jehr empfehlenswerth, endlich einmal 
eine allgemeine Reform der Finanzverwaltung durchzuführen, und 
insbeſondere die Vereinigung des Dienſtes der geſammten 
[Finauzverwaltung bei der Fiunanz-Bezirksbehörde und die 
Losſchälung des directen Steuerdienſtes vom politiſchen Dienſte zu ver⸗ 
anlaſſen, jo daß die Finanz⸗Bezirksbehörde nicht wie bisher Behörde 
— Inſtauz bezüglich der indirecten Abgaben, ſondern auch bezüglich 
der directen Steuergebarung wäre. > N. 1 
In dieſer Richtung wurde bereits im Jahre 1875 in Nr. 138 ff. 
des „Boten für Tirol und Vorarlberg“ von einem hervorragenden 
Finanzbeamten ein Aufſatz veröffentlicht, welcher dieſe Frage näher 
beleuchtet. 

Da ſich ſeitdem hinſichtlich der darin geltend gemachten Geſichts⸗ 
punkte nichts geändert hat, derſelbe über die Grenzen des Landes Tirol 
aber kaum hinausgedrungen ſein dürfte, ſo glaube ich, daß deſſen 
Wiedergabe gerade jetzt mehr denn je am Platze iſt, und zwar um 
dieſe Frage, welche von allgemein ſtaatlichem Intereſſe iſt, wenn nicht 
beim großen Publikum, welches leider unſeren Verwaltungseinrichtungen 
noch immer wenig Theilnahme entgegenbringt, ſo doch wenigſtens bei 
Fachleuten in Anregung zu bringen und ſo, wenn möglich, vielleicht zur 
gedeihlichen Löſung der Frage über die Einrichtung des Finanzverwal⸗ 
tungsdienſtes beizutragen. 

Der Aufſatz lautet folgendermaßen: 

Die innere Einrichtung eines Verwaltungszweiges ſcheint zwar 
von vorneherein wenig geeignet, ein allgemeineres Jutereſſe in Anſpruch 
zu nehmen, und das gilt vornehmlich in Betreff des Finanzdienſtes, 
dem ja nur eine mittelbar productive Thätigkeit zugewieſen iſt. Nichts⸗ 
deſtoweniger wird der Bürger eines Verfaſſungsſtaates auch den ein- 
zelnen Organismen der Verwaltung nicht mehr wie zur 
Zeit des abſoluten Regimes ſeine Aufmerkſamkeit vorent⸗ 
halten; denn die Art ihrer Geſtaltung iſt von ebenſo 
weſentlichem Einfluſſe auf die geſicherte zweckmäßige D urd- 


führung der Geſetze ſelbſt, als auf den Umfang des dafür 


erforderlichen Aufwandes. Es bedarf wohl nicht noch betont zu 
werden, daß der Staatsbeamte, welcher der allgemeinen, wie beſonderen 


über das langſame Vorgehen derſelben in Gebührenbemefſungsangelegen⸗ Aufgaben ſeines Beruſes ſich bewußt iſt, dieſem um ſo hingebender und 
heiten, wodurch auch der Abhandlungspflege großer Nachtheil erwächſt, erfolgreicher obliegen wird, je mehr die geläuterten Grundſätze der 
weil die Erben oft jahrelang die Einantwortung des Nachlaſſes nicht Theorie mit den Forderungen der Praxis in den Grundzügen der Ad⸗ 
erhalten können, nur zu gerechtfertigt ſind, ein Uebelſtand, welchem miniſtration ſich vereint finden. 

dadurch am beſten abgeholfen werden könnte, daß ſtatt des einzigen Wenn hier im Beſonderen die Aufmerkſamkeit auf den 
Gebühreubemeſſungscommiſſärs der Finanz⸗Bezirksdirection, welcher die finanziellen Theil der Verwaltung gelenkt wird, fo bedarf 
maſſenhaft auf ihn einſtürmende Arbeit nicht raſch zu bewältigen im es hiezu wohl kaum einer ſpeciellen Rechtfertigung: iſt in dieſem 
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Fache doch bisher gar wenig reformirt worden, ungeachtet traut ift und wohl feit Langem war, fo ſteht ja ſchon grundſätzlich feft, 
die Erkenntniß der gewichtigen Folgen der Staatswirthſchaft auf die | daß die conſtitutionelle Staatsregierung jedem Verwaltungszweige 
Volkswirthſchaft nicht mehr auf die Kreiſe der Regierung beſchränkt gleich große Autorität für ihre Vollzugsgewalt wird şu- 
geblieben it, fondern mehr und mehr auch jene der Steuerträger durch- erkennen müſſen, nachdem alle Geſetze, betreffen fie was 
dringt, welche von einer Umgeſtaltung der Geſetze und nicht minder der immer für ein Regierungsreſſort, gegenüber dem Bürger 
Verwaltung die dringend erſehnte Erleichterung mit Recht erwarten. gleich verbindliche Kraft genießen. Warum ſoll das Steuerweſen, 
Allerdings können von Manchem Reformvorſchläge in letzter Be⸗ das doch einen rein finanziellen Charakter trägt und deſſen oberſte und 
ziehung als theils verfrüht, theils verſpätet gehalten werden, weil wir | provinziale Leitung von Finanzbehörden beſorgt wird, warum fol der 
auf dem Gebiete der Geſetzgebung bereits Reformen entgegengehen, directe Steuerdienſt in erſter Inſtanz der ſelbſtſtändigen Stellung entbehren? 
welche dann ohnedies Aenderungen in der Aufſtellung der Organe mit Manu hebt ſerner nicht ungerne die Popularität und das große 
fi führen müſſen. Dem entgegen kann aber mit Grund auf die Bedäch⸗Anſehen hervor, das die politiſche Branche genießt, und wodurch eben 
tigkeit hingewieſen werden, mit der bei uns ſolche Reformen fih voll⸗ das Odium des Finanzdienſtes gemildert und deffen Wirken mehr Nach⸗ 
ziehen, mit welcher beiſpielsweiſe das Grundſteuergeſetz vom Jahre 1869, druck gegeben würde. Aber Niemand zweifelt noch, daß im freiſinnig 
die Haus⸗, Erwerb⸗ und Einkommenſteuergeſetzentwürfe behandelt werden; conſtituirten und regierten Staate Anſehen und Popularität in anderen 
ſo daß ſich für dieſe der Zeitpunkt ihres Inslebentretens heute noch Motiven beruhen müſſen, als zu Zeiten des Abſolutismus. Freie An⸗ 
nicht einmal annähernngsweiſe berechnen läßt.“) erkennung der unter Mitwirkung des Volkes gegebenen Geſetze wird 
Uebrigeus hat unſere — zunächſt dem directen Steuerdienſte die Autorität, Achtung gegen die im wahren Geiſte dieſer Geſetze und 
gewidmete — Beſprechung Grundſätze ſolcher Art zum Ziele, daß ihre mit ſtrenger Conſequenz Amt handelnden Organe wird dereu Popularität 
Verwirklichung jederzeit und wohl am beſten ſogleich ausführbar iſt: ſie im allein richtigen Sinne begründen. Deshalb ſind aber dieſe 
heißen Einfachheit und Sparſamkeit. Vorzüge kein Privilegium der politiſchen Branche mehr 
Auf die Leitung des directen Steuerdienſtes erſter Inſtanz ein⸗ und kein Beamter von wahrer Bildung wird feine Wirk⸗ 
gehend, möge hervorgehoben werden, daß die Roheinnahmen aus den ſamkeit auf bureaukratiſchen Nimbus baſiren, noch fich 
directen Steuern einen ſehr anſehnlichen Theil (nach dem Finanzgeſetze anmaßen, deſſen trügeriſchen Schutz Anderen leihen zu müſſen. Freilich 
für 1875 mehr als 87 einhalb Millionen) der geſammten Staatsein⸗ | werden fich finanzielle Verfügungen nie der Beliebtheit erfreuen — diefe 
nahmen darſtellen, für deren Veranlagung, Feſtſtellung und Hereinbringung verlangen nur Opfer; während es anderen Regierungsorganen vergönnt 
aber eben die Steuerbehörden erſter Inſtanz den bedeutendſten Factor bilden. iſt, die durch die Finanzverwaltung beſchafften Mittel dem 
Während nun die Leitung dieſes Dienſtzweiges im Centrum dem unmittelbaren Vortheile der Staatsgeſellſchaft zuzuwen⸗ 
öſterreichiſchen Finanzminiſterium, dann in zweiter Inſtanz den Finanz⸗ den. Erſtere werden aber auch gewiß ihre Gehäſſigkeit verlieren, wenn 
Landesbehörden (Finanz⸗Landesdirectionen und Finanzdirectionen) zuſteht, die aus einer überlebten Epoche ſtammenden Normen mit ihren über- 
alſo mit der Finanzverwaltung vereinigt iſt, erſcheint ſie in unterſter wiegend fiscaliſchen Grundſätzen neuen, auf rationeller, gerechter Baſis 
Linie auffallenderweiſe davon getrennt und — das ift wenigſtens die Regel ruhenden Geſetzen weichen werden; wenn auch im Finanzdienſte Anſchau⸗ 
— den politiſchen Behörden **) zugewieſen, wie einſt die Steuer⸗Landes⸗ ungen und Vorgänge, die ſelbſt im Privatleben verpönt find, keine 
verwaltung mit dem Gubernium verbunden und von ihm geleitet ward. Geltung mehr haben; wenn endlich der Steuerträger wird die Ueber⸗ 
Seit einem Vierteljahrhundert wechſelten zwar wiederholt die zeugung hegen dürfen, daß der Finanzbeamte ſich ohne Befangenheit 
Formen, Benennungen und Inſtructionen der für den directen Steuer⸗ auf feſtem Boden bewegen kann und ſich nicht mehr aus Nebenrückſichten 
dienſt aufgeſtellten, beziehentlich beigegebenen Finanzorgane **); aber gezwungen ſieht, feine beſſere Ueberzeugung einer hohen Orts beliebten 
unveräudert bis heute blieb im Principe f) die Verbindung dieſes Auslegung vieldeutbarer Beſtimmungen unterzuordnen. 
Finanzzweiges mit der politiſchen Verwaltung. Die gegenwärtige (feit | Endlich dürfte vom praktiſchen Standpunkte aus für die mefr- 
1868) beſtehende Einrichtung hat dieſe Vereinigung vollſtändig wieder⸗ erwähnte Vereinigung der Umſtand geltend gemacht werden wollen, daß 
hergestellt, da die als Steuerreſerenten beigegebenen Finanzbeamten bei den häufigen Berührungen des Steuerdienſtes mit dem der politiſchen 
(Steuerinſpectoren) auch die theilweiſe Selbſtſtändigkeit, die ihnen 1851 Behörde erſter Inſtanz rückſichtlich des Gewerbeweſens, der Ueberwachung 
eingeräumt geweſen, nicht mehr beſitzen. der Gemeinden in Ausübung des übertragenen Wirkungskreiſes, der 
Ungeachtet der ziemlich langen Dauer, welche dieſes Syſtem für | executiven Beitreibung der Steuerrückſtände, Berufung von Vertrauens⸗ 
ſich hat, glauben wir, daß überwiegende Gründe in principieller, männern u. ſ. f. die Verſchmelzung beider Dienſte eine Vereinfachung 
wie praktiſcher Richtung gegen die erwähnte Vermengung des Gejchäftsganges und damit auch eine Reduction der für Kanzlei⸗ 
zweier ganz verſchiedener Verwaltungselemente ſprechen arbeiten erforderlichen Kräfte und Materialien eintreten zu laſſen geſtatte. 
und die Organifirung des Steuerdienſtes einer Umgeſtaltung bedürfe. Wenn nun aber ſchon ſolche Erleichterungen an ſich nicht 
Wir wollen dies näher beleuchten. ausschlaggebend fein können für die unnatürliche Verb in⸗ 
Vor Allen gewinnt es den Anſchein, als könne dem directen [dung, fo wird es überdies gelingen, zu zeigen, daß die⸗ 
Steuerdienſte die Berechtigung einer ſelbſtſtändigen Executive gar nicht ſelben in anderer Weiſe und noch beſſer als jetzt zu erreichen 
eingeräumt werden; als bedürfe derſelbe geradezu einer Stütze an den ſind, was wir dem Schluſſe vorbehalten. N 
Organen der pofitifchen Verwaltung, welcher er jetzt in unterſter Inſtanz Erſcheinen die bisher angeführten Gründe der mehrerwähnten 
gänzlich incorporirt iſt. Vereinigung obiger Erörterung zuſolge von mehr imaginärer Natur, 
Allein abgeſehen von der Thatſache, daß eden Finanzbehörden | Jo werden die vermeintlichen Vortheile gänzlich zurücktreten, 
erſter Iuſtanz für indirecte Beſteuerungszweige (Finanz⸗Bezirksdirectionen, ſobald man dieſen die poſitiven Nachtheile entgegenhält, die 
Finauz⸗ und Ober ⸗Zollinſpectoren, Gebührenbemeſſungsorganen) die daraus entſpringen. J a v HD > 
ſelbſtſtäudige Leitung ohne Anlehnung an eine fremde Branche anver- Die Haupturſache der vielen damit verknüpften Mißſtände liegt 
— a darin: daß der dem Chef der politiſchen Bezirksbehörde beigegebene 
) Mittlerweile haben allerdings einige dieſer Reformpläne ihre Ver- Fachreferent für die Leitung des Steuerweſens, ſoweit es in deren 
Be m 1 ei er i Wirkungskreiſe liegt, der Finanz⸗Landesbehörde gegenüber die Berant- 
Graz, Brünn, 50 eee enen als ſelbſtfländige Steuer. wortlichkeit ii dem politischen Bezirksvorſtaude heilt, weine er dach 
behörden erſter Inſtanz: die Steuerlocalcommiſſionen (in Linz, Salzburg, Laibach, ſubordinirt iſt. Selbſt in dem Falle, daß dieſer Grundſatz thatſächlich 
Klagenfurt. Troppau, Krakau und Czernowitz) haben meiſt politiſche Chefs an zur Geltung gebracht würde, muß es für den erſten Augenblick höchlich 
1 3 e = Sleseein ee e 2 an befremden, wie es kam: zwei Beamte, von denen der eine der Vor⸗ 
fungskreis e An. Be 11 6 m A 5 18.10 1525 geſetzte wi perſ önlicher Repuilenend der Finanzbehörde, ger ae 
kungstreis der Cteuercommiffionen und Bezirksämter, R. G. Bl. 1860 Nr. 95, der Untergebene ift, von welchen der erſtere der Statthalterei, der andere 
186, 194, 202, Wirkungskreis der Bezirkshauptmannſchaften, R. G. Bl. 1868 der Finanz⸗Landesbehörde unterſteht, und demnach jeder derſelben ganz 
Nr. 129, R. ©. Bl. 1869 Nr. 158. anderen Intereſſen dienſtbar iſt — in gleichem Grade für Functionen 


H Selbſt die Steuercommiſſionen, obwohl mit dem Wirkungskreiſe der $ +f „ern 190 5 a 
Kreisbehörden ausgeſtattet, blieben unter die Leitung jenes Bezirksvorſtehers . „ar pit m TE va mache > pr le Bee 
geſtellt, der am Sitze der Commiſſion fich befand, und die Bezirksämter behielten wenig erſtändniß, der Fachbeamte keine Macht zur freien 


nach wie vor die vorbereitende Mitwirkung in directen Steuerangelegenheiten. Vollziehung mitbringt. In Wirklichkeit aber wird dieſe Mitver⸗ 


antwortlichkeit kaum je zu Ungunſten des Bezirkshauptmannes zur A- 
wendung kommen, deſſen Mitwirkung in Finanzſachen ja vorneherein 
als eine rein formale betrachtet wird und der den durch die Inſtruc⸗ 
tion ihm eingeräumten Einfluß auf das Steuerreferat ſelten anders, als 
zum Schutze der zu vertretenden politiſchen Rückſichten geltend machen 
wird. Gerade darum aber fällt die ganze Laſt des Geſchäftes auſ den 
Finanzbeamten allein, welcher anderſeits ſo viel als gar keine Selbſt⸗ 
ſtändigkeit genießt. 

Man wird hier einwenden, daß durch die bezüglichen Beſtimmungen, 
welche für die Fälle von abweichenden Meinungen die Einholung der 
höheren Entſcheidung geſtatten, in genügender Weiſe ſür die Wahrung 
der dienſtlichen reſpective finanziellen Intereſſen geſorgt ſei und daß es 
überhaupt Sache des Steuerreferenten bleiben müſſe, dieſe letzteren ent⸗ 
ſchieden zu vertreten, wobei er ja auf die Unterſtützung der Finanz⸗ 
Landesbehörde zu rechnen habe. Es erſcheint uns dies Alles nicht 
zureichend. Einmal kommen Fälle vor, in denen es der politiſche Vor⸗ 
ſtand unterlaſſen hat, die Anſicht des Steuerreferenten vorher zu hören, 
und aus Eigenem Verfügungen trifft, welche den Finanzvorſchriften 
widerſprechen. Wenn nun der Finanzbeamte, der erſt nachträglich davon 
Kenntniß erhielt, die Verantwortung, welche deſſen Oberbehörde ihm 
und nicht dem politiſchen Vorſtande zumuthen wird, ablehnen will, 
wenn er überhaupt die Verfügung rückgängig zu machen für nothwendig 
findet, ſo bleibt ihm meiſt nichts anderes, als der Weg der unmittel⸗ 
baren Berichterſtattung übrig; ſagen wir es offen heraus: er muß 
dann feinen Vorgeſetzten denunziren. Aber ſelbſt wenn die höhere Ent- 
ſcheidung im Wege des Bezirkshauptmannes eingeholt oder ohne dieſe 
Einholung von Letzterem der Vorſtellung des Referenten nachgegeben 
wird, bleibt die nothwendige Auseinanderſetzung ſehr unangenehm und 
kann wohl öfters die freie Bewegung des Fachreferenten indirect 
beeinträchtigen. 

Die Stellung der ſtaatlichen Functionäre ſoll beſtimmt 
und klar geregelt ſein, damit die Ausführung des Dienſtes 
nie von dem Grade des Entgegenkommens, beziehungs⸗ 
weiſe Biegſamkeit, nicht von dem Tacte allein abhänge. 
Und nie ſoll ſich der Beamte zu Schritten gedrängt ſehen, welche 
mit ſeiner moraliſchen Würde unbedingt unvereinbar ſind. Wenn, wie 


wir ſahen, die Nachtheile dieſer ſchiefen Stellung des Steuerinſpecto rs 


im Verhältniſſe zum unmittelbaren Vorſtande die Wirkſamkeit des 
Erſteren zunächſt im inneren Dienſte nothwendig beirren und erſchweren, 
ſo treten die ungünſtigen Folgen für den Dienſt auch in deſſen Einfluſſe 
auf die Steuerämter, ſowie in ſeinem Auftreten gegenüber dem Publikum 
deutlich genug hervor. 

Erſtere werden dieſen Finanzbeamten wohl bei Scoutrirungen als 
perſönlichen Vertreter der Oberbehörde zu reſpectiren wiſſen, außerdem 
kennen ſie aber deſſen Abhängigkeit zu gut, als daß ſie ſeiner Einwir⸗ 
kung jenes Anſehen beilegen würden, das doch die Vorausſetzung jeder 
erfolgreichen Wirkſankeit iſt. 

Und dennoch liegt der Bezirkshauptmannſchaft grundſätzlich eine 
wichtige Aufgabe in Ueberwachung der Steuerämter ob, welche durch 
den factiſch allein verantwortlichen Steuerreferenten vollzogen werden 
foll. Ueberhaupt kann die Unterordnung der Steuerämter unter zweierlei 
in fo geringem Contacte ſtehende Behörden wie die Finanz⸗Bezirksdirection 
und die Bezirkshauptmannſchaft nur dazu dienen, den Geſchäftsgang zu ver⸗ 
wirren, die Einheit der Ueberwachung zu ſtören und deren Nachdruck 
abzuſchwächen. Was die Beziehung des Steuerinſpectors zu den Parteien 
betrifft, muß ſelbe begreiflich eine widrige ſein. 

Man keunt ihn wohl als die Quelle aller odioſen Verfügungen, 
die der Stenerdienſt mit ſich bringt (auch das Steuer- und Gebühren⸗ 
Executionsweſen hat meiſt ausſchließlich der Steuerreferent zu beſorgen) 
und dieſe Seite ſeiner wenig beneidenswerthen Autorität wird ihm vom 
Bezirkshauptmann ſchwerlich beeinträchtigt werden; wo erſterer aber 
einen perſönlichen Einfluß und damit eine Potenz vindiciren wollte, 
wird er als der abhängige Hilfsarbeiter hingeſtellt, gegen deſſen Schritte 
die Partei ſich an den vermittelnden Chef am liebſten wenden wird. 

Aus dieſer Darſtellung des ungeſunden Verhältniſſes, in das der 
Steuerreferent einerſeits zur Finanzoberbehörde, anderſeits zum unmittel⸗ 
baren Amtsvorſtande, dann weiter zu den Steuerämtern und Steuer⸗ 
pflichtigen gedrängt iſt, ergibt ſich die zwingende Nothwendig⸗ 
keit einer Aenderung vor Allem in der Richtung, daß der 
Steuerdienſt auch in unterſter Juſtanz vom politiſchen 
Dienſte getrennt werde. 
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| Die folgenden Erwägungen werden auch noch anderweitige Um- 
ſtaltungen des erſteren als zweckmäßig erſcheinen laſſen. 

Ein fernerer Nachtheil nämlich, welcher aus der gegenwärtigen 
Organiſation hervorgeht, iſt von nicht zu unterſchätzender Tragweite. 
Er liegt in dem Umſtande, daß durch die zu große Ver viel⸗ 
fachung der Steuer bemeſſungsorgane, die nur mit der 
zweiten Inſtanz (Landesbehörde), aber unter ſich in faſt gar 
feiner Berührung ſtehen, die Einheit und Verhältniß— 
mäßigkeit der Beſteuerung weſentlich leidet, wie das am 
grellſten und praktiſch greifbarſten bei der Einkommen⸗ 
ſteuer zu Tage tritt. 

Bei Benützung der vereinzelten für die Bemeſſung des Erträg⸗ 
niſſes erforderlichen Factoren (z. B. bei Calculirung des Bruttoertrages 
gewiſſer Gattungen der Production, der Verkaufsprocente der Haudels⸗ 
gewerbe, der Auslagen für Löhne u. ſ. w.) muß ein einheitlicher 
Maßſtab für einen größeren Rayon, in dem diefe Verhält- 
niſſe ſich annäherungsweiſe gleichmäßig geftalten, zu Grunde 
gelegt werden, wenn die Steuerkraft gerecht beurtheilt, 
wenn die Steuerlaſt entſprechend vertheilt ſein ſoll. Und 
letzteres iſt doch die erſte Forderung einer geſunden Finanzpolitik. Die 
Anwendung dieſes Grundſatzes iſt aber inſolange nicht geſichert, als 
jeder Steuerinſpector auf ſeinen eigenen Bezirk beſchränkt, kein anderes 
Correctiv, keine andere Controle für ſeine Auffaſſung kennt, als etwa 
das Recursrecht der Parteien, deſſen Wirkung von ſo precärer Bedeutung 
iſt, daß der Bemeſſungs⸗ wie der Berufungsbehörde noch ein großer 
| Spielraum übrig bleibt. Selbſtverſtändlich ſoll daraus weder für die 
eine, noch die andere ein Vorwurf gefolgert werden. Es hat eben das 
Erwerbs- wie das Einkommenſteuergeſetz zu viele Lücken, zu viele Gebrechen. 
Solange jedoch die gewünſchte Reſorm dieſer Normen nicht eingetreten 
ſein wird, würde die Erweiterung der Stenerbemeſſungsbezirte und die 
einheitliche Behandlung des Bemeſſungsmateriales (Steuerbemeß⸗Grund⸗ 
lagen) eine weſentliche Abhilfe ſchaffen, und dies um ſo mehr, wenn 
zugleich der oder die Beamten, welche bemeſſen, d. i. die Steuer end⸗ 
giltig in erſter Inſtanz vorſchreiben, nicht zugleich auch die Materialien 
zu ſammeln und Anträge zu ſtellen hätten, welche beide Functionen 
dermal von einer und derſelben Perſon, dem Steuerinſpector, beſorgt 
werden müſſen. 

Bei dem letztbeſchriebenen Vorgange ſind eben Einſeitigkeiten und 
Befangenheiten gar nicht zu vermeiden. Wer Fachbeamte hierüber 
gehört hat, wird keine Einwendung mit Hinweis auf die Vertrauens⸗ 
männer verſuchen, die meiſt einem leeren Formalismus zu 
dienen haben. 

Was Wunder, wenn der Steuerinſpector in der Doppelrolle des 
Materialſammelnden und factiſch auch wieder allein die Steuerbaſis 
beſtimmenden Organes nur oft Geringſchätzung und Haß erntet und die 
Bemeſſungsapparate weniger das Anſehen unparteiiſcher Amtsacte, als 
den Charakter fiskaliſcher Willkür in ſich tragen, zumal wenn ohne 
beſondere Proſperirung der wirthſchaftlichen Zuſtände doch eine jährliche 
Steigerung des Steuerträgers von oben gewärtigt wird. 

Bei der gegenwärtigen Einrichtung des directen Steuerdienſtes 
erſter Inſtauz darf endlich der Umſtand nicht unbeachtet bleiben, daß 
die Kräfte der zugetheilten Fachbeamten in auffallend un— 
gleichem Verhältniſſe zur Verwendung kommen und dadurch 
für manche Bezirke unnütze Auslagen erwachſen. Es gibt 
deren ſolche, in denen der Steuerinſpector im Jahre nur wenige Monate 
beſchäftigt iſt, während dagegen in anderen die Leiſtungsfähigkeit der 
Einzelbeamten weit über das Maß in Anſpruch genommen wird. 

Es beſteht freilich kein Zweifel, daß gerade die Aufſtellung einer 
größeren Zahl ſolcher Fachbeamten, ſelbſt ohne beſondere Berückſichtigung 
der entſprechenden Beſchäftigung eines Jeden, vor Allem zu dem Zwecke 
erfolgt iſt, durch genauere Ermittlung der Steuerobjecte und ihrer 
Ertragsfähigkeit die directen Steuereinnahmen zu erhöhen und es dürfte 
der bisherige Erfolg gezeigt haben, daß das erzielte Plus den Mehr⸗ 
aufwand dieſes koſtſpieligen Organismus ergiebig überſteige. Allein 
abgeſehen von der Frage, ob man an der Grenze des Erreichbaren 
nicht ſchon angelangt ſei, läßt ſich durchaus nicht rechtfertigen, daß 
unbenützt bleibende Kräfte einer productiven Thätigkeit entzogen werden, 
wie es nicht minder unbillig und nachtheilig iſt, anderwärts die 
Leiſtungsforderung zu überſpannen. 

Í Beim Rückblicke auf diefe Auseinanderſetzungen wird fih unſchwer 
die Ueberzeugung gewinnen laſſen, daß die gegenwärtige Einrichtung des 


directen Steuerdienſtes erſter Juſtauz vom principiellen, wie praktischen 
Standpunkte aus bemängelt zu werden verdient und unſere eingangs 
aufgeſtellte Anſicht von der Nothwendigkeit einer Aenderung ſchwer⸗ 
wiegende Gründe für ſich hat. 

Zum Abſchluſſe dieſer Discuſſion wollen wir auch die 
Grundzüge andeuten, nach welchen die Reform dieſes Ver⸗ 
walt ungszweiges vollzogen werden follte, vorläufig unab⸗ 
hängig von der Art der Neuerungen auf legislativem Gebiete. Vor 
Allem halten wir an dem ſchon oben ausgeſprochenen und motivirten 
Grundſatze feft, daß die directe Steuerverwaltung in allen 
Inſtanzen als Zweig der Finanzverwaltung anerkannt 
und ihr ſomit die volle Unabhängigkeit von der politiſchen 
Verwaltung gegeben werde. Weiterhin müſſen wir uns dafür 
erklären, daß die verſchiedenen Zweige der finanziellen Adminiſtration 
in der Finanz⸗Bezirksbehörde, welche ungefähr den Umfang eines 
politiſchen Kreiſes (nach früherer Einrichtung) zu begreifen hätte, con- 
centrirt werden ſollen, demnach auch der eigentliche Steuer— 
dieuſt ihr einzuverleiben käme. Dieſe Behörde befindet ſich in 
jenem angemeſſenen Mittelpunkte, welcher die ſtete Ueberſicht erleichtert 
und ihr einen ſolchen Grad der Unbeſangenheit von parteilichen und 
perſönlichen Einflüſſen ermöglicht, der zur Wahrung der Autorität und 
Feſthaltung der leitenden Grundſätze unbedingt erforderlich ift. Sie 
ſteht aber anderſeits doch den thatſächlichen Verhältniſſen und Zuſtänden 
ihres Rayons wieder nahe genug, um ſelbe richtig zu beurtheilen, der 
Veranlagung und Repartirung der Steuern und Abgaben eine ſichere 
Grundlage zu ſchaffen und die Ausführung der Geſetze, wie die Disciplin 
der executiven Organe feſter zu überwachen in der Lage zu ſein. Durch 
dieſe Momente wird aber der Verwaltung der Charakter 
der Stabilität, der Einheit und vollſter Unabhängigkeit 
gewahrt und zugleich auch eine friſchere, dem praktiſchen Leben mehr 
conforme Thätigkeit verliehen, wodurch ebenſowohl der Einſeitigkeit 
kleinerer Behörden heilſam begegnet werden kann, als dem bureaukratiſchen 
Schlendrian, in welchen der große Apparat der ferne gerückten Landes⸗ 
behörden zu leicht gerathen kann. 

Die beregte Vereinigung hat aber weiters den Vorzug für 
ſich, daß die Arbeitstheilung, eine fo hochwichtige Maxime 
der Oekonomie, mit einem Erfolge ausgeführt werden könnte, 
welcher die überraſchendſten Erſparungen aufweiſen müßte. 

Wir wollen nur zu bedenken geben, wie ſehr die namhaften 
Auslagen für Unterkunft, Beheizung, Kanzleibedürfniſſe, Dieuerſchaft 
u. f. w. fih durch gemeinfame Amtirung der Steuer-, Zoll- und Finanz⸗ 
wache⸗Obern unter Leitung eines einzigen Repräſentanten, des Bezirks⸗ 
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Bezirken; welcher Verbrauch an Zeit und Geld erſt im 
ganzen Staate! ? 

Es ſei genug — wir wollen den verehrten Leſer nicht mit Fort⸗ 
ſetzungen dieſer Materie ermüden, ſo wenig dies uns aber Verlegenheit 
bereiten würde. 

Nach dieſer Abſchweifung kehren wir zum Projecte der Vereini⸗ 
gung des directen Steuerdienſtes mit der Finanz⸗Bezirksbehörde zurück, 
in deſſen Ausführung noch der Organe zu gedenken iſt, welche die 
Geſchäfte dieſer Verwaltung für ſie zu beſorgen hätten. Zur Führung 
des Referates bei der Behörde wären ein oder je nach Umfang des 
Bezirkes zwei Conceptsbeamte im Range der Finanz⸗Obercommiſſäre 
(VIII zu beſtellen, deren im obigen Sinne vereinfachte Rechnungs⸗ 
arbeiten durch die Rechnungs- und Manipulationsbeamten der Direction 
zu behandeln kämen. Während auf die Bezirksbehörde der Wirkungskreis 
der beſtandenen Kreisämter überzugehen hätte, ſollten exponirte Beamte, 
von denen jeder je nach der Zahl und Wichtigkeit der Beſteuerungs⸗ 
objecte 4 bis 6 Steuer⸗Amtsbezirke zugewieſen erhielte, die Wirkſankkeit 
der beſtandenen Bezirksämter und Steuer⸗Unterinſpectoren übernehmen, 
alſo das Materiale zur Feſtſtellung der Beſteuerungs⸗Grundlagen ſammeln, 
ſelbes mit Vertrauensmänner durchprüſen und gutächtlich der Finanz- 
Bezirksbehörde einſenden, welche bei der definitiven Beſtimmung der 
Einkommenſteuerbaſis, d. i. des reinen Einkommenbetrages, Vertrauens⸗ 
männer des Bezirkes (8 22 zur Vollzugsvorſchriſt z. Einf. St. P.) 
beruſen wird. Die exponirten Beamten befinden ſich im Range der 
Finanzcommiſſäre (IX) und wären mit Reiſepanſchalien auszuſtatten. 
Ihr Amtslocale könnte in Gerichtsgebäuden angewieſen, die Bedienung 
durch den Amtsdiener des Steueramtes beſorgt werden. Sie ſollten zur 
Zeit geringerer Beſchäftigung für die directe Beſtenerung auch zu Er⸗ 
hebungen und Antragsſtellungen bei der unmittelbaren Gebühren⸗ und 
Aequivalents⸗Gebührenbemeſſung verwendet werden, wie ihnen auch ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Ueberwachung der ſteuerämtlichen Geſtion (durch Revi- 
ſionen, Scontrirungen) obläge. 

In den Kronländern, welche vordem nicht in Kreiſe getheilt waren, 
und wo auch jetzt Bezirksdirectionen nicht beſtehen, wäre eine Steuer⸗ 
commiſſion mit dem Wirkungskreiſe der Kreisbehörden aufzuſtellen und 
i Finanzdirection unterzuordnen. 

| Dieſe Umändernug ließe ſich, wie angedeutet, ſchon ſogleich aus⸗ 
führen, ohne von den beſtehenden directen Steuervorſchriften abweichen 
zu müſſen und würde ſich in Weſenheit auch nach Aufhebung derſelben 
zur Durchführung der zu gewärtigenden neuen Geſetze am Beſten 
| bewähren. 

| Die Koſtenerſparung ſchätzen wir aber ſchon dermal auf aunnäherungs⸗ 


directors, beſchränken laffen würden. Daran reihen fih die Erſparungen weiſe 30 pCt. des bisherigen Aufwandes, alfo auf nahezu eine Viertel⸗ 
im Kanzlei» und Rechnungsdienſte, jene durch Wegfall der Correſpondenz million. Welch' bedeutende Erleichterungen und Koſtenverminderungen 
der bis jetzt getrennten Organe mit der Bezirksdirection u. f. f. Aller- würden aber zu erreichen fein, wenn die im Principe unbedingt noth- 
dings wäre vorauszuſetzen, daß man fih endlich entſchließt, den unnützen wendige, jedoch in der Anwendung viel zu complicirt angelegte Controle 
Beit- und Geldaufwand verurfachenden Ballaſt von Schreibereien und auf das richtige Maß zurückgeführt, wenn die zahlloſen Umſtändlichkeiten 


Rechnereien über Bord zu werfen, welcher noch heute den Organismus 
in allen Bewegungen hemmt. 

Um in letzterem Punkte nicht den Vorwurf der Phraſenmacherei 
auf uns zu laden, wollen wir nur einige für das Publikum verſtändliche 
Beiſpiele zunächſt aus dem directen Steuerdienſte bringen. So genügte 
es bisher nicht, daß man die ein- oder fünfpercentige Einkommenſteuer 
oder die mit häufigen Gulden- und Krenzerbruchtheilen ausgeſtatteten 
Erwerbſteuerſätze nebſt dem 7O- oder 100percentigen Staatszuſchlag 
berechnet (Abänderungen ſolcher Art können nur im Geſetzeswege erfolgen 
und werden wohl der ſchwebenden Reform vorbehalten bleiben), ſondern 
es müſſen diefe erwähnten Zuschläge wieder geſondert als 2, ° io und 
3, der Hauptgebühr berechnet werden. Alles dies muß einmal vom 
Steuerinſpector, dann nochmals vom Steueramte berechnet, vorgeſchrieben 
(in die Bücher als zu fordernde Gebühr eingetragen) und endlich wieder 
der Landesbehörde nachgewieſen werden. Es genügt feruer bisher nicht, 
daß die dem Finanzminiſterium zu liefernden adminiſtrativen und 
ſtatiſtiſchen Nachweiſungen von der Landesſtelle verfaßt werden, ſondern 
es müſſen ſelbſt jene Daten, welche das Rechnungs departe⸗ 
ment der Landesſtelle in gewünſchter Weiſe bereits zur 
Verfügung hat, nochmals wieder von den Unterbehörden 
geliefert werden. Und ſolche, dem Nichtbeamten faſt unglaubliche, 
Plackereien füllen Tauſen de von Stunden unproductiv aus, 
conſumiren Hunderte von Gulden für Schreibmateriale, 
Druckſorten und ſelbſt für Schreibindividuen nur in einigen 


und Vorſichtsmaßregeln, mit denen Beamte, wie Publikum gequält und 
| foftbare Zeit und Kräfte nutzlos conſumirt werden, beſeitigt fer würden. 
Bis aber dieſer ſchwere Bann, der auf unſerer Verwaltung liegt, gelöſt 
ſein wird, könnten wenigſtens in obiger Richtung Erleichterungen ein⸗ 
treten, die als erſter Schritt einer Verbeſſeruug und als Bürgſchaft 
ernſten Wollens ſicher freudig begrüßt werden dürften. Wenn wir int 
Staude waren, die Wichtigkeit dieſer Frage näher zu legen und zu einer 
mehrſeitigen Discufſion derſelben anzuregen, fo ſehen wir den Zweck 
dieſer Zeilen erreicht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Gewerbsbefugniſſe der Gemiſchtwaarenhändler in Auſehung 
ihrer Berechtigung zum Maßnehmen und zur Uebernahme der Be⸗ 
ſorgung von Reparaturen für die von ihnen in Handel gebrachten 
Beſchnhungs- und Bekleidungsgegenſtände. 
hat im Einvernehmen mit dem 
Handelsminiſterium in der Recursangelegenheit des Vermiſchtwaaren⸗ 
händlers Guſtav B. in W. M., welcher u. A. auch Damenconfections⸗ 
artikel, Herren⸗ und Kinderkleider, ſowie Schuhwaaren führt, gegen die 
durch mehrfache Beſchwerden der Bekleidungsgenoſſenſchaft in W. M. 
provocirte Entſcheidung der Statthalterei vom 23. December 1886, 


Das Miuiſterium des Innern 
3. 37.837, womit dieſelbe nach Einvernehmung der Handels- und 
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Gewerbekammer erkannte, daß Guſtav B. als Gemiſchtwaarenhändler in Erwägung, daß nach Inhalt des bei dem Gemeindeamte K. aufge⸗ 
wohl befugt ſei, mit fertigen Beſchuhungs⸗ und Bekleidungsgegenſtänden | nommenen Protokolles vom 13. September 1884 als Grundlage des 
Handel zu treiben, keineswegs aber Maß zu ſolchen zu nehmen und Maßſtabes der Beitragsleiſtung der Inſaſſen der Steuergemeinde Diem- 
die Beſorgung von Reparaturen zu übernehmen, unterm 24. März 1887, lach zu den Herſtellungs⸗ und Erhaltungskoſten dieſer Brücke die 
Z. 2092, nachſtehende Entſcheidung gefällt: Bemeſſung nach dem Steuergulden angenommen und diefe Bemeſſung 
„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe, inſoweit es auch ſo ausgeführt wurde, wonach ſich der angemeldete Forderungsbetrag 
ſich um das Maßnehmen handelt, Folge zu geben und zu erkennen, von 316 fl. 66 kr. als ein Concurrenzbeitrag im Sinne des Hofdecretes 
daß dem Recurrenten, inſoferne derſelbe auch zum Handel mit Bekleidungs- vom 4. Jänner 1836, J. G. S. Nr. 335, darſtellt, welchem ein 
ſtücken berechtigt ift, und inſoweit die Herſtellung der Gegenſtände, für Vorzugsrecht vor allen Hypothekargläubigern gebührt. Ger.⸗Ztg. 
welche er Maß nimmt, nicht durch ihn ſelbſt oder durch von ihm 
unmittelbar und daher unbefugt beſchäſtigte gewerbliche en me 


ondern im Wege von zur Herſtellung derjelben befugten Gewerbe⸗ "e 
a erfolgt, das Maßnehmen geſtattet ſei, weil dasſelbe als ein Geſetze und Verordnungen. 

vorbereitendes Stadium des Verkaufes von abe enen unge ni 1886. II. Semefter. 

in die Befugniß eines mit ſolchen Artikeln Handel Treibenden angeſehen 

werden m A N pi um das Verbot der Uebernahme und | Poft- und Telegraphen- Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
Beſorgung von Reparaturen von in dem Geſchäfte des Recurrenten gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

gekauften Gegenſtänden handelt, wird das Verbot der Uebernahme und Nr. 116. Ausgeg. am 29 October. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Beſorgung derartiger Reparaturen auf jene Fälle beſchränkt, in denen Zihobetz H. M. 3. 37.590. 18. October. — Rücknahme von Correſpondenzen 
die Ausführung der Reparaturen durch den Recurrenten oder durch | oder Abänderung ihrer Adreſſe im Verkehre mit dem Congo⸗Staat. H. M. 


vom Recurrenten unmittelbar und daher unbeſugt beſchäftigte gewerbliche Z. 39.608. 21. October. — Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. Z. 40.252. 
Hilfsarbeiter geſchieht.“ P. 22. October. 
D Nr. 117. Ausgeg. am 2. November. — Verordnung des k. k. Handels⸗ 


Zum Begriffe der Concurrenzbeiträge im Sinne des Hofdecretes | miniſteriums vom 24. October 1886, betreffend den Abſchluß eines neuen 
vom u. Jänner 1836, J. G. S. Nr. 335. Telegraphen-Sperlalübereinkommens zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Bosnien- 

Gegen das bezirksgerichtliche Meiſtbotvertheilungserkenntniß vom Herzegowina einerſeits und Serbien anderſeits. H M. Z. 38.854. 

24. Februar 1886 ergriff eine Tabulargläubigerin den Recurs, weil Nr. 118. Ausgeg. am 3. November. — Siſtirung des Verkehres von 
der Gemeinde K. ein von ihr angemeldeter Betrag von 316 fl. 66 kr. | Colis postaux aus Oeſterreich Ungarn nach Portugal. H. M. 3. 39.976. 
als Vorzugspoſt zugewieſen worden war. Dieſer Betrag war von dem 20. October. — Beſchränkung des Fahrpoſtverkehres mit Perſien. H. M. Z. 40.033. 
Bezirksgerichte als Concurrenzbeitrag aufgefaßt worden, da es ſich um 22. October. 

die Koſten der Reparatur einer Brücke handelte, deren Erhaltung den Nr. 119. Ausgeg am 6. November. — Verbot der Zeitſchrift „Pro Patria.“ 
Bewohnern der Ortſchaft Diemlach abſolut nothwendig ift und ihnen „Giornale della „Pro Patria“ Società ginnastica di Milano.“ H. M. 3. 41.407. 
obliegt. Die Reparatur war von Seite der Ortsgemeinde K., zu welcher 5. November. — Behandlung der Poſtanweiſungen nach Großbritannien und 
die Ortſchaft Diemlach gehört, veranlaßt und von derſelben der jeden Irland, ſowie nach den britiſchen Colonien. H. M. Z. 37.728. 25. October. 
einzelnen Beſitzer von Diemlach treffende Antheil nach dem Steuergulden] — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und 
repartirt und eingehoben worden. j Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 39.391. 25. October. 

Das Oberlandesgericht gab dem Recurſe ſtatt und ſchied den Nr. 120. Ausgeg. am 7. November. — Zuläſſigkeit der Verſendung von 

Betrag von 316 fl. 66 kr. aus den Vorzugspoſten aus: in Erwägung, Waarenproben mit Flüſſigkeiten, Fett- oder Farbeſtoffen im Verkehre mit meh⸗ 
daß laut des Anmeldungsgefuches der Gemeindevorſtehung K. die in der reren dem Weltpoſtvereine angehörigen Ländern. H. M. Z. 40.902. 28. October. 
Steuergemeinde Diemlach über den Fluß führende Brücke eine Privat- — Einſchärfung des Verbotes der Cin- und Durchfuhr von Gegenſtänden mit 
brücke iſt, welche nur die in dieſer Steuergemeinde anſäſſigen Grund⸗ | falſchen Fabriksmarken im Verkehre mit Frankreich. H. M. Z. 39.088. 
beſitzer benöthigen und welche daher auch nur von dieſen in ihrem 25. October. 
Privatintereſſe erhalten wird; in Erwägung, daß ſich dieſemnach die Nr. 121. Ausgeg. am 10. November. — Wiedereröffnung des Verkehres 
von der Gemeindevorſtehung K. angemeldete Forderung nur als eine von Poſtpacketen (Colis postaux) und Fahrpoſtſendungen nach der Inſel Sardi- 
aus einem Privatrechtstitel entſpringende Erſatzforderung für die von der nien. H. M. Z. 39.266. 30. October. — Einſtellung der Beförderung von 
Gemeinde an Stelle der Privatbeſitzer verausgabten Herſtellungskoſten Fahrpoſtſendungen nach Bulgarien auf dem Donauwege. H. M. Z. 40.915. 
dieſer Brücke darſtellt, welche dadurch, daß die Gemeinde behufs Berech⸗ 3. November. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 15 zum Berner Verzeichniſſe 
nung des Antheiles, der auf jeden der 11 Grundbeſitzer der Steuer⸗ | der Telegraphenbureaux. H. M. Z. 38.934. 14. November. 


gemeinde Diemlach entfällt, den Steuergulden als Schlüſſel benützte, Nr. 122. Ausgeg. am 13. November. — Ermächtigung des Aerarial⸗ 
noch keineswegs als ein Concurrenzbeitrag im Sinne des Hofdecretes Poſtamtes Gleichenberg zum telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre mit dem 
vom 4. Jänner 1836, J. G. S. Nr. 335, angeſehen werden kann, Auslande. H. M. Z. 39.618. 2. November. — Errichtung eines Poſtamtes in 


als welcher nur ſolche Beiträge zu gelten haben, die nach Maßgabe Michelhauſen. H. M. Z. 40.995. 6. November. — Errichtung eines Poſtamtes 
der beſtehenden Geſetze zu Gemeindezwecken ausgeſchrieben und nach dem in Wielkie Drogi. H. M. Z. 41.077. 6. November. — Errichtung eines Poft- 
Maßſtabe der Beſteuerung auf ſämmtliche Gemeindemitglieder umgelegt amtes in Unter⸗Purkla. H. M. Z. 41.177. 7. November. 


werden; in Erwägung, daß dieſemnach der angemeldeten Forderung ein Nr. 123. Ausgeg. am 18. November. — Zuläſſigkeit von „poste restante“ 
geſetzliches Pfandrecht überhaupt nicht, geſchweige denn ein Vorzugsrecht adreſſirten Poſtanweiſungen im Verkehre mit Großbritannien und den britiſchen 
gebührt. Colonien. H. M. Z. 40.671. 5. November. — Erhöhung des Maximalbetrages 


Der k. k. oberſte Gerichtshof ſtellte mit Entſcheidung vom der Poſtanweiſungen nach Großbritannien und den britiſchen Colonien auf 200 fl., 
7. September 1886, 3. 10.469, den erſtrichterlichen Beſcheid wieder bezw. 500 Francs. H. M. Z. 41.989. 7. November. — Hinausgabe des Nach⸗ 
her: in Erwägung, daß nach den vorgelegten Amtsacten die Brücke, trages Nr. 3 zum Verzeichniſſe der Poft- und Telegraphenämter in Oeſterreich⸗ 
für welche der auf die verſteigerten Realitäten entfallende Erhaltungs⸗ Ungarn und in Bosnien⸗Herzegowina. H. M. Z. 39.804. 6. November. 
beitrag von 316 fl. 66 kr. von der Gemeindevorſtehung K. zum Meiſt⸗ Nr. 124. Ausgeg. am 20. November. — Errichtung eines Poſtamtes in 
bote dieſer Realitäten angemeldet worden war, die durch die Gemeinde Stroze. H. M. Z. 41.373. 8. November. — Gebührenfreiheit für ein tägliches 
Diemlach führende Gemeindeſtraße mit der Hauptcommercialſtraße ver- meteorologiſches Telegramm von Rauris nach Wien. H. M. Z. 37.117. 
bindet, daher nach $ 4 des Straßengeſetzes für Steiermark vom 23. Juni | 11. November. — Verlegung des k. k. Poſtamtes Negau nach Iswanzen. H. M. 
1886, L. G. Bl. Nr. 22, als ein Theil der Gemeindeſtraße anzufehen Z. 42.145. 12. November. — Errichtung eines Poſtamtes in Unter⸗Radlberg. 
und zu behandeln iſt; in Erwägung, daß dieſe Gemeindeſtraße und H. M. Z. 42.221. 12. November. 
Brücke für den Verkehr nach und aus Diemlach unentbehrlich iſt und Nr. 125. Ausgeg. am 21. November. — Errichtung der k. k. Bahnpoſten 
daß gemäß § 11 desſelben Geſetzes für die Aufbringung der zur Her- | Wien — Tetſchen und retour Nr. 23. H. M. Z. 14.475. 13. November. — 
ſtellung und Erhaltung der nothwendigen Gemeindeſtraßen erforderlichen | Errichtung eines Poſtamtes in Mettersdorf. H. M. Z. 42.283. 12. November. 
Geldmittel die Beſtimmungen des Gemeindegeſetzes maßgebend ſind; und Nr. 126. Ausgeg. am 25. November. — Verbot der Zeitichrift „Die 


Autonomie. Anarchiſtiſch⸗ckommuniſtiſches Organ“. H. M. Z. 43.940. 21. November. 
— Behandlung choleraverdächtiger Sendungen. H M. Z. 43.226. 16. November. 

Nr. 127. Ausgeg. am 28. November. — Auflaſſung der Poſtſtation in 
St. Johann in Tirol. H. M. 3 43.178. 20. November. — Proviſoriſche Ein⸗ 
ſtellung des Poſtdampſſchiffverkehres zwiſchen Genua und Süd⸗Amerika. H. M. 
3. 43.928. 22 November. 

Nr. 128. Ausgeg. am 2. December. — Verwendung und Verrechnung 
der Zeitungs⸗Stempelmarken. H M. Z. 44.789. 24. November. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Eharakter eines Oberſtnanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath in Wien Rudolph Malfertheiner zum Ober⸗ 
finanzrathe der Finanz Landesdireetion in Graz ernannt und dem Finanzrathe 
in Laibach Albert Ritter von Luſchan den Titel und Eharakter eines Ober⸗ 
finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Honorar Legationsſecretär Chriſtoph Grafen 
Wydenbruck zum Hof und Minifterialjecretär extra statum im Miniſterium 
des Aeußern ernannt 

Seine Majeſtät haben dem Obercommiſſär der Brünner Polizeidirection 
Adalbert Koſterſitz den Titel und Charakter eines Polizeirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
Albert Beer den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem proviſionirten Finanzwachreſpicienten Franz 
Pofer! das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Cyrill Fuchs zum 
Rechnungsrathe bei der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereiunehmer Julius Ciſſel zum Haupt- 
ſteuereinnehmer in Czernowitz ernannt. 


Erledigungen. 

Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirection in Gmunden, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 227.) 

Evidenzhaltungs Inſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe mit dem Stand⸗ 
orte in Lemberg, eine Evidenzhaltungs Geometersſtelle in der eilften Rangsclaſſe 
in Zydaczöw, ferner eventuell eine Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der 
neunten, eine Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle in der zehnten und eine Evidenz⸗ 
haltungs⸗Geometersſtelle in der eilften Rangsclaſſe, zwei Evidenzhaltungs Eleven⸗ 
ſtellen mit Adjutum à jährlicher 50 fl und zwei unadjutirte Evidenzhaltungs⸗ 
Elevenſtellen, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 228.) 


PT: 


Als Fortsetzung unserer allgemein bekannten 


MAN schen Taschen-Ansgabe der Österreichischen Gesetze, 


von welcher bis nun 25 Bände erschienen sind, gelangte jetzt 


Band XXVI -E 
zur Ausgabe, welcher folgenden Titel führt: 
Gesetze und Verordnungen 
in Cultussachen 


erläutert durch die Motiven- und Ausschuss-Berichte der Reichsgesetze, 
die Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 
und des k. k. Reichsgerichtes, 


Mit Benützung von tbeilweise ungedruckten Materialien 3 


von = 
Dr. Burckhard, 
k. k. Ministerial-Vicesecretär. 
8. XVI und 510 Seiten. Preis: 2 fl. 50 kr., gebunden in Leinen 3 ll. 
(inel. Franco-Postzusendung). 


Wir glauben durch Herausgabe dieser möglichst vollständigen Aus- 
gabe der auf Cultussachen bezugnehmenden Gesetze und Verordnungen 
einem vielseitig geäusserten Wunsche der P. T. Juristenkreise nach- 
zukommen und sehen jetzt nach Vollendung derselben zahlreichen schätz- 
baren Bestellungen darauf entgegen. 

Die Herren Besitzer der ganzen Sammlung in 25 Bänden 
werden gewiss auch diese Fortsetzung ihrer Handbibliothek 
einreihen. 

Zu bezieben durch uns. sowie durch alle Buchhandlungen. 


MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Fniversitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 
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Ratenzahlungen von Sechs Gulden den P. T. 


Manz'sche k. k. Hof-Verlags- u. Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Durch die seitens der Verlagshandlung Curl Gerold's Sohn ver- 
öffentlichte 


Preis-Ermässigung 
der sämmtlichen Bände 


Glaser, Unger, Walther 


Unger, Walther, Pfaff: 
Sammlung von Civilrechtlichen Entscheidungen 


des k. k. obersten Gerichtshofes 
sind wir in der Lage, die Bände — ob einzeln oder als ganze Samm- 
lung — zu nachstehend angeführten Preisen 

von dem Tage der Preisherabsetzung, 

dem 1. Oktober 1887 ab 
den P. T. Juristenkreisen zu liefern. 
Hochachtend ergebenst 
MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- und Uoiversitäts- Buchhandlung. 


Preis- Verzeichniss 


der 
Sammlung von civilrechtlichen Entscheidungen des obersten 
Gerichtshofes. 


Herausgegeben von 
Dr. J. Glaser, Dr. J. Unger, J. von Walther und Dr. Leop. Pfaff. 
Giltig vom 1. October 1887 ab. 


Preis 

a eb. in eb. in 
bre Mee n 
fl. kr. Fx. fl. kr. 
Band 1 4 20 4 80 5 10 
8 II 4 20 4 80 5 10 
0 III 1 20 4 80 5 10 
s IV 4 20 4 80 5 10 
P 9. 4 20 4 80 5 10 
15 VI 4 20 4 80 5 10 
VII P 3 — 3 60 3 90 
„ III 4 20 4 80 5 10 
1 IX 3 60 4 20 4 50 
5 X 3 60 4 20 4 50 
* NR. ar 3 20 3 80 4 10 
95 KI Pen RE aN 4 60 5 20 5 50 
„ LT 4 60 4 90 
. SR cpe 3 60 3 90 
0 XV 4 20 4 80 5 10 
5:8 4 20 4 80 5 10 
„ XVII 4 20 4 80 5 10 
„ XVIII 6 — 6 60 6 90 
un I 5 80 6 40 6 70 
i XX 4 20 4 80 5 10 
„ XXI 8 =s 6 60 6 90 
III n 9 

Band I bis XXII zusammen broschirt 95 fl. 


geb. in Leinen 108 fl. 20 kr. 


Dr Da ” 33 £ ; > 
„ „ 22 55 5 geb. in Halbfranz 114 fl. s0 kr. 
welche wir auf Wunsch gegen fortlaufende monatliche 


Bestellern 
liefern. 
Einzelne Bände versenden wir auf Wunsch gegen fortlan- 
fende monatliche Ratenzahlungen von zwei Gulden. 


RE Hinu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 


den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 26 und 27 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


